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Rettung in Sicht:  
Alles neu im Notfall
Mit seinem Entwurf für die Reform der Notfallversorgung bohrt der 
Bundesgesundheitsminister dicke Bretter und krempelt die bisherigen 
Abläufe kräftig um. Viele gute Ansätze lassen hoffen, dass die Warte-
rei in überfüllten Notaufnahmen bald ein Ende haben könnte

V E R S O R G U N G   

N
eues Jahr, neue Reform: Gleich 
zu Beginn des Jahres 2020 geht 
Bundesgesundheitsminister 
Jens Spahn mit dem Umbau der 

Notfallversorgung ein schwieriges Thema 
an. In Hamburg wie auch andernorts „ver-
stopfen“ leicht Erkrankte die Notauf-
nahmen, schwerer Erkrankte mussten 
Wartezeiten in Kauf nehmen. Die Ersatz-
kassen hatten deshalb seit längerem ge-
fordert, das System so umzubauen, dass 
Hilfesuchende frühzeitig dorthin gelotst 
werden, wo sie – medizinisch gesehen – 
hingehören, etwa über gemeinsame Leit-
stellen.

Erfreulicherweise greift der aktuel-
le Entwurf viele Forderungen aus dem 
vdek-Konzept auf. Im Detail geht es bei dem 
Vorhaben um drei Kernbereiche: Erstens 
ist geplant, ein sogenanntes Gemeinsames 
Notfallleitsystem (GLS) der Kassenärzt-
lichen Vereinigungen und der Feuerwehr 
einzuführen. Außerdem sollen an dafür ge-
eigneten Krankenhäusern integrierte Not-
fallzentren (INZ) eingerichtet werden. Und 
als dritten Punkt will das Bundesgesund-
heitsministerium die medizinische Notfall-
rettung im Sozialgesetzbuch V verankern.

Über das Gemeinsame Notfallleit-
system sollen die Notfallrettung und 
Krankentransporte sowie eine tele-
medizinische oder aufsuchende not-
dienstliche Versorgung organisiert wer-
den. Und dies alles auf der Basis eines 
qualifizierten, standardisierten Erstein-
schätzungsverfahrens, der Triage. 

Notrufe 112 und 116 117 sollen 
zusammengelegt werden

Dazu sollen der rettungsdienstliche Not-
dienst (Rufnummer 112) mit dem ärzt-
lichen Bereitschaftsdienst der Kassenärzt-
lichen Vereinigung (Rufnummer 116 117) 
zusammengeführt werden. Außerdem ist 
neu, dass Krankentransporte und Kranken-
fahrten ebenfalls durch das Gemeinsame 
Notfallleitsystem veranlasst werden kön-
nen, wenn eine Fahrt im Rettungs- oder 
Notarztwagen beziehungsweise ein Trans-
port im Rettungshubschrauber nicht not-
wendig ist. Der Ansatz, das Transportmittel 
bedarfsgerecht auszuwählen, ist aus Sicht 
der Ersatzkassen zu begrüßen. Nicht in 
jedem Fall ist eine Fahrt im Rettungswagen 
erforderlich. Durch die Neuregelung kann 

Mit dem „Hamburger Selbsthilfe-
preis“ würdigt der Verband der 
Ersatzkassen das besondere, ehren-
amtliche Engagement in diesem 
Bereich. Bewerben können sich 
Einzelpersonen und Gruppen in 
der Hansestadt, die innovative und 
nachhaltige Ideen entwickelt haben, 
um sich und anderen das Leben mit 
einer zumeist chronischen Krankheit 
leichter zu machen.

Mehr als 20.000 Aktive in über 
1.000 Selbsthilfe-Gruppen mit 
Gesundheitsbezug sind zur Teilnahme 
aufgerufen. Der Preis soll noch mehr 
Menschen als bisher ermutigen, sich 
in der Selbsthilfe zu engagieren. Die 
Auszeichnung, die von einer Jury aus 
Vertretern des Gesundheitswesens, 
der Wissenschaft und der Medien ver-
geben wird, ist mit 2.500 Euro dotiert. 
Die verlängerte Bewerbungsfrist läuft 
bis zum 24. Februar 2020. Nähere 
Informationen finden Sie unter  
www.vdek.com/ham/selbsthilfepreis.
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neuen Zentren, so sieht es die Reform vor, 
liegt bei den Kassenärzten.

Aus Sicht der Ersatzkassen ist es rich-
tig, dass als Standorte für die Anlaufstellen 
nur Kliniken in Frage kommen, die die 
Qualitätsanforderungen des Gemeinsamen 
Bundesausschusses erfüllen. Das Gremium 
hat bereits Vorarbeit geleistet und die Kli-
niken nach ihren Fähigkeiten vorsortiert 
(in eine umfassende und erweiterte sowie 
in eine Basis-Notfallversorgung). Es wird 
damit gerechnet, dass von den bundesweit 
1.940 Krankenhäusern nur etwa 300 bis 500 
ein Notfallzentrum angliedern dürfen. In 
der Hansestadt haben aktuell neun Häuser 
den Versorgungsstatus „umfassend“ für die 
Versorgung aller Altersgruppen erhalten. 

Rettungsdienst soll Teil des 
Sozialgesetzbuchs werden

Als Pluspunkt ist auch zu werten, dass der 
Bundesgesundheitsminister die Notfall-
rettung künftig in das Fünfte Sozialgesetz-
buch aufnehmen will, damit gehen ande-
re Regeln für Finanzierung und Qualität 
einher. Bisher durften die Krankenkassen 
den Transport mit dem Rettungswagen 
nur übernehmen, wenn der Patient in eine 
Klinik gebracht wurde, so hatten es auch 
Sozialgerichte entschieden. In Zukunft soll 
der Rettungsdienst als eigenständige me-
dizinische Leistung vergütet werden – un-
nötige Fahrten und Klinikeinlieferungen 
können so vermieden werden.  

der Einsatz von Fachkräften im Rettungs-
dienst optimiert werden.

Große Bedeutung bei der Einführung 
der Gemeinsamen Leitstellen hat die digi-
tale Vernetzung, das ist ebenfalls positiv zu 
sehen. So sollen die zusammenarbeitenden 
Partner ein Ersteinschätzungsverfahren 
vereinbaren, das softwaregestützt ist. Die 
Leitstellen sollen digital und in Echtzeit 
auf die Falldaten aller Einsätze zugreifen 
und sie an Kliniken übermitteln können. 
Die Kassen werden verpflichtet, die An-
schaffung von Software für die Leitstellen 
mit 25 Millionen Euro zu fördern.

Nicht jede Hamburger Klinik wird ein 
Notfallzentrum erhalten

Wesentlich mehr als bisher an den Bedürf-
nissen der Patienten orientiert ist auch die 
Idee, sogenannte integrierte Notfallzentren 
an Kliniken als erste und jederzeit zugäng-
liche Anlaufstellen einzurichten. Bislang 
mussten die Patienten entscheiden, ob 
sie den Notfalldienst der Kassenärzte an-
steuern oder die Notfallambulanz einer 
Klinik. In Zukunft sollen die neuen Anlauf-
stellen gemeinsam von Kassenärzten und 
Kliniken eingerichtet und betrieben wer-
den. Je nach Schwere der Leiden werden 
die Erkrankten nach einer Ersteinschätzung 
durch Fachpersonal nach dem Prinzip „am-
bulant vor stationär“ in einer Arztpraxis vor 
Ort behandelt oder in eine Klinikabteilung 
aufgenommen. Die fachliche Leitung der 

Es ist gut, dass das Bundesgesund-
heitsministerium die Notfallver-
sorgung umfassend reformieren 
will. Der Ansatz ist genau der 
richtige: Nicht der Versicherte soll 
sich permanent schlau machen 
müssen, wohin er sich mit welcher 
Art des Notfalls am besten zu wen-
den hat. Sondern die Akteure müs-
sen die Versorgung so organisieren, 
dass die Patienten in die richti-
ge Ebene der Versorgung gelotst 
werden. 

Für Hamburg heißt das: Die 
Krankenhäuser, die Kassenärztliche 
Vereinigung, der Rettungsdienst 
der Feuerwehr und die Kranken-
kassen in der Hansestadt sollten 
an einem Strang ziehen, damit die 
Patienten die bestmögliche Ver-
sorgung erhalten. Insbesondere 
die geplanten Integrierten Notfall-
zentren, an denen die Akteure an 
geeigneten Klinikstandorten zu-
sammenarbeiten sollen, könnten 
die überfüllten Notaufnahmen ent-
lasten. Das Klinikpersonal wäre 
wieder für echte Notfälle frei und 
nicht mehr durch Bagatellfälle 
gebunden.

Außerdem wäre für den Hilfe-
suchenden sichergestellt, dass er 
in jedem Fall in eine Notaufnahme 
kommt, die alle Qualitätsvoraus-
setzungen erfüllt – vom Schock-
raum bis hin zu den speziell aus-
gebildeten Fachärzten.

K O M M E N T A R   

Weiter so:  
Reform geht in die 
richtige Richtung

RETTUNGSWAGEN UND HUBSCHRAUBER sollen künftig über ein gemeinsames Notfallleitsystem gesteuert werden
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W
er in einem sozial be-
nachteiligten Stadtteil groß 
wird, hat häufig nicht die 
gleichen Chancen wie Kinder 

aus wohlhabenderen Teilen Hamburgs – 
das beeinflusst auch die Gesundheit. Damit 
Schülerinnen und Schüler in schwieri-
ger sozialer Lage gesund aufwachsen kön-
nen, hat der Verband der Ersatzkassen zu-
sammen mit der Gesundheits- und der 
Schulbehörde ein großangelegtes Pro-
jekt gestartet. Ab dem neuen Schuljahr im 
kommenden August sollen Schulgesund-
heitsfachkräfte an bis zu 29 Grundschulen 
zum Einsatz kommen, an denen die Kin-
der über schlechtere Gesundheitschancen 
verfügen. Die Ersatzkassen finanzieren das 
Modellvorhaben über einen Zeitraum von 
fünf Jahren. 

Gleiche Startbedingungen für ein ge-
sundes Leben zu schaffen, ist dem vdek be-
sonders wichtig. Ungesunde Ernährung, 
überhöhter Medienkonsum und reduzier-
te Bewegungsgewohnheiten sind Risi-
ken, denen Grundschulkinder in schwie-
riger sozialer Lage oft ausgesetzt sind. 
Dies hat Folgen für ihr weiteres Leben. Die 

Schulgesundheitsfachkräfte sollen Schüle-
rinnen und Schülern gesunde Verhaltens-
weisen als Selbstverständnis vermitteln. Sie 
können ihnen etwa verdeutlichen, warum 
ausgewogene Ernährung und ausreichend 
Bewegung wichtig sind und ihnen gleich-
zeitig helfen, eigene Stärken zu erkennen, 
um das psychische Wohlbefinden zu fördern. 

Mehr als das Kleben von Pflastern

Es geht damit um weit mehr, als das Kleben 
von Pflastern, das mit „Schulschwestern“ 
früherer Jahre oft in Verbindung gebracht 
wird. Ziel ist es, Gesundheitsförderung und 
Prävention als wichtige Aspekte der Schul-
entwicklung in der jeweiligen Einrichtung 
zu verankern. Gemeint ist damit, dass bei-
spielsweise nicht nur punktuell gehandelt 
wird, etwa indem sich Eltern einer Klasse 
zu einem Kurs für gesunde Ernährung an-
melden. Stattdessen gilt es, die Schule ins-
gesamt gemeinsam mit allen dortigen Ak-
teuren in den Blick zu nehmen und zu einem 
Ort zu machen, der noch besser als bisher ge-
sundes Aufwachsen unterstützt – etwa, in-
dem sich das Angebot in der Schulkantine 

verändert oder der Schulhof noch stärker als 
bislang zur Bewegung anregt. 

Wichtig ist auch, dass die Schulgesund-
heitsfachkräfte dabei mithelfen, dass sich 
die Schulen mit Angeboten im Viertel oder 
im Bezirk vernetzen. Zum Beispiel mit dem 
Kinder- und Jugendgesundheitsdienst des je-
weiligen Gesundheitsamts, das etwa bei Be-
darf seine Expertise zu den Themen Impfen 
oder Zahngesundheit einbringen kann. 

Welche Qualifikation brauchen die 
Schulgesundheitsfachkräfte? Sie sollen 
ausgebildete Gesundheits- und Kinder-
krankenpfleger/-innen sein und zusätzlich 
einen Bachelor-Abschluss in Gesundheits-
wissenschaften mitbringen.

Mitmachen bei dem Projekt, das extern 
wissenschaftlich evaluiert wird, können 
Grundschulen mit besonders hoher sozia-
ler Belastung. Als Maßstab dient dabei der 
sogenannte Sozialindex. Er beschreibt die 
unterschiedlichen Rahmenbedingungen der 
Hamburger Schulen, je nach sozialer und 
kultureller Zusammensetzung der jeweili-
gen Schülerschaft. In Grundschulen, die in 
Stadtteilen mit erhöhter sozioökonomischer 
Belastung liegen (Sozialindex 1 und 2) ist im 
Vergleich zu anderen Stadtteilen ein schlech-
teres Gesundheitsverhalten erkennbar.

Die sechs Ersatzkassen – TK, BARMER, 
DAK-Gesundheit, KKH, hkk und HEK – enga-
gieren sich unter der Dachmarke „Gesunde 
Lebenswelten“ des vdek gemeinsam für die 
Erreichbarkeit von Menschen in schwieriger 
sozialer Lage mit Maßnahmen zur Gesund-
heitsförderung und Prävention.  

M O D E L L V O R H A B E N   

Gesundheit von Grundschülern stärken
Kinder in schwieriger sozialer Lage sind oft gesundheitlichen Risiken ausgesetzt. Damit 
Prävention in Schulen nachhaltig verankert wird, hat der vdek mit der Stadt ein umfangreiches 
Projekt auf den Weg gebracht
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1. Unser Ziel ist es, dass alle Kranken-
häuser die Mindestvorgaben beim 
Pflegepersonal nicht nur erfüllen, 

sondern über-
treffen! Dafür 
brauchen wir 
vor allem ge-
nügend Nach-
wuchs bei den 
Pflegekräften. 
Wir wollen er-
reichen, dass 
mit der neuen 
Pflegeaus-
bildung jähr-
lich 1000 Pflege-

kräfte ihre Ausbildung in Hamburg 
abschließen.

2. Der Eigenanteil im Pflegeheim wird 
durch die Kostensteigerungen bei den 
Pflegeleistungen unkalkulierbar – viel 
stärker als durch die Investitions- oder 
die so genannten „Hotelkosten“. Das 
steigende Armutsrisiko durch Pflege-
bedürftigkeit kann in Deutschland nur 
gestoppt werden, wenn die Eigen-
anteile in der Pflege gedeckelt werden. 
Deshalb muss sich Hamburg weiterhin 
im Bund dafür einsetzen.

3. Ja. Im Notfall zählt die richtige Ein-
schätzung und reibungslose Steue-
rung der Patient*innen. Zukünftig 
wird das beim zentralen Notruf und 
in integrierten Notfallzentren ge-
schehen. Egal welche Nummer man 
wählt oder welches Notfallzentrum 
man aufsucht, es soll nur noch hei-
ßen: „Hier sind Sie richtig!“

D I E  G R Ü N E N

CHRISTIANE BLÖMEKE  
gesundheitspolitische 
Sprecherin der 
Grünen-Bürgerschafts-
fraktion
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1. Es braucht genügend und gut 
qualifiziertes Pflegepersonal. Des-
halb will die SPD, dass mehr aus-

gebildet, gut 
bezahlt und 
der Pflege-
beruf stetig 
attraktiver 
wird. In Ham-
burg haben wir 
dafür die „Al-
lianz für Pfle-
ge“ geschaffen. 
Dazu kommen 
die bessere Fi-
nanzierung der 

Pflege, die neue Ausbildung und 
strengere Personalvorgaben des 
Bundes.

2. Die SPD will eine Reform der 
Pflegeversicherung, die zu einer 
Deckelung der Eigenanteile bei 
den Pflegekosten und einer ge-
rechten Pflegefinanzierung führen 
soll. Dafür wird sich Hamburg wei-
ter einsetzen, denn es steigen vor 
allem die Pflege- und weniger die 
Investitionskosten.

3. Ja, wir wollen die Leitstelle der 
Feuerwehr mit der Nummer 112 und 
den ärztlichen Bereitschaftsdienst 
116 117 in einer Notfallleitstelle zu-
sammenführen. Zudem sollen neue 
„Integrierte Notfallzentren (INZ)“ 
an den Krankenhäusern dafür sor-
gen, dass Patientinnen und Patien-
ten schneller und besser versorgt 
werden.

S P D

SYLVIA WOWRETZKO  
gesundheitspolitische 
Sprecherin der 
SPD-Bürgerschafts-
fraktion

A
m 23. Februar 2020 wird ein 
neues Landesparlament gewählt, 
das in den kommenden fünf Jah-
ren die Geschicke der Hanse-

stadt lenken wird. Auch in der Gesund-
heitspolitik gilt es aus Sicht des vdek, für 
die Zukunft Antworten zu finden auf die 
zentralen Herausforderungen: die sich ver-
ändernde Altersstruktur der Bevölkerung 
mit einer steigenden Zahl von Pflege-
bedürftigen, der kluge Umgang mit Res-
sourcen in einer sehr dichten Versorgungs-
landschaft in der Medizinmetropole 
Hamburg und der Fachkräftemangel in ei-
nigen Versorgungsbereichen.  

 B Ü R G E R S C H A F T S W A H L   

Quo Vadis Gesundheitspolitik?
Aus Anlass der Bürgerschaftswahl haben wir bei den gesundheitspolitischen  
Sprecherinnen und Sprechern der Bürgerschaftsfraktionen nachgehört, wie sie  
zu wichtigen Zukunftsthemen und Positionen der Ersatzkassen stehen. 

1. Wenn Pflegende in Kliniken zu viele 
Patienten gleichzeitig versorgen müs-
sen, kann dies die Behandlungs-
qualität beeinträchtigen. Daher sieht 
es der vdek mit Sorge, dass Kliniken 
Personalvorgaben nicht immer er-
füllen. Wie soll dies geändert werden?
2. Die Kosten für die Pflegebedürftigen 
müssen begrenzt werden. In der De-
batte um Lösungen wird oft vergessen, 
dass Belastungen für Pflegebedürftige 
in Heimen massiv sinken könnten, 
wenn die Länder der Pflicht zur Über-
nahme der Investitionskosten nach-
kommen würden. Stimmen Sie zu?
3. Die Notfallaufnahmen leiden dar-
unter, dass sie zu oft in Anspruch ge-
nommen werden, wenn kein „ech-
ter“ Notfall vorliegt. Eine gemeinsame 
Leitstelle von Rettungsdienst und 
ärztlichem Bereitschaftsdienst könn-
te hier Abhilfe schaffen. Unterstützen 
Sie dies?

D I E  F R A G E N  Z U R  W A H L
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1. Die vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG) in den vergangenen Jahren ausgegangenen An-
strengungen für ausreichend Pflegepersonal durch die Setzung von Personaluntergrenzen begrüßen wir 
ausdrücklich. Genauso unterstützen wir die eingerichteten Kontrollinstanzen (unabhängige Wirtschafts- 
und Buchprüfer) und Sanktionsmechanismen (Vergütungsabschläge). Dieses System muss auch in Hamburg 
konsequent angewendet werden.

2. Dass heutzutage ein Großteil des Eigenanteils an den Pflegekosten auf die Investitionskosten zurückzu-
führen ist, ist ein klarer Verstoß gegen den ursprünglichen Pflegekonsens. Hamburg sollte daher die vom 
Bundesgesundheitsminister angestoßene Debatte über eine Reform der Pflegeversicherung konstruktiv 
begleiten und sich vor allem auch offen für eine Erhöhung des landeseigenen Investitionsanteils zeigen.

3. Ja, das halten wir für dringend erforderlich.

1. Die Linke setzt sich für eine gesetzliche Personalbemessung ein, die den realen Pflegebedarf abbildet. Die 
aktuellen Pflegepersonaluntergrenzen eignen sich dafür überhaupt nicht. Hamburg muss hier aktiv wer-
den: eine bedarfsgerechte Personalbemessung sollte in der „Allianz für Pflege“ geregelt sein. Zum anderen 
brauchen wir mehr Transparenz: Wie gut oder wie schlecht die Pflegepersonalausstattung einer Klinik ist 
und wie viele Patient*innen auf eine Pflegekraft in einer Schicht kommen – das bleibt weitgehend Betriebs-
geheimnis der Kliniken. Das muss sich ändern! 

2. Zu viele Menschen werden mit dem Umzug in eine stationäre Pflegeeinrichtung zum Sozialfall. Deshalb 
haben wir den Antrag gestellt, dass die Stadt ein Pflegewohngeld einführt und die Investitionskosten für die 
Bewohner*innen übernimmt, im Rahmen bestimmter Einkommensgrenzen und bis zu einer bestimmten Höhe.

3. Wir unterstützen diese Idee. Eine sektorenübergreifende Versorgung ist wünschenswert. Eine gemeinsame 
Leitstelle und Portalpraxen sind Schritte in die richtige Richtung.

1. Wir sind der Meinung, auch Hilfskräfte leisten einen wichtigen Beitrag zur stationären Versorgung. Hilfs-
kräfte, die die Pflegekräfte entlasten, sollen bei der Errechnung der Personaluntergrenzen stärker berück-
sichtigt werden. Durch einen einjährigen Ausbildungsgang zum Krankenpflegehelfer können zusätzlich 
Beschäftigte weiterqualifiziert und zu einer anerkannten Assistenz für Gesundheits- und Krankenpfleger 
ausgebildet werden.

2. Angesichts des begrenzten finanziellen Spielraums im Hamburger Haushalt halten wir eine alleinige In-
vestitionspflicht in Pflegeeinrichtungen in Hamburg nicht für zielführend. Wir möchten jedoch nicht, dass 
Pflegebedürftige überfordert werden. Um auch die soziale Pflegeversicherung zukunftsfest zu machen, 
benötigen wir eine verstärkte private Vorsorge und den Aus- bzw. Aufbau einer kapitalgedeckten Säule 
der Pflegefinanzierung. Eine Stärkung der privaten Vorsorge ist auch vor dem Hintergrund der steigenden 
Sozialausgaben der Kommunen bei der „Hilfe zur Pflege“ notwendig.

3. Der Arztruf 116 117 ist vielen Menschen trotz der großen Bemühungen der Kassenärztlichen Vereinigung 
Hamburg nicht allgemein bekannt. Daher befürworten wir eine Verknüpfung der 116 117 mit der 112, damit alle 
Anrufe von einer zentralen Notrufleitstelle kompetent weitergeleitet werden können.

C D U

D I E  L I N K E

F D P

BIRGIT STÖVER  
gesundheitspolitische 
Sprecherin der 
CDU-Bürgerschafts-
fraktion

DENIZ CELIK  
gesundheitspolitischer 
Sprecher,  
DIE LINKE-Bürger-
schaftsfraktion
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JENNYFER DUTSCHKE,  
gesundheitspolitische 
Sprecherin der 
FDP-Bürgerschafts-
fraktion
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H
äufig fehlt sozial benach
teiligten Jugendlichen ein An-
sprechpartner, der ihnen hilft, 
mit Rückschlägen gut um-

zugehen – besonders in der heraus-
fordernden Übergangszeit zwischen Schu-
le, Ausbildungsbeginn und Berufseinstieg. 
Aktuelle Studien der Krankenkassen zei-
gen, dass junge Menschen – auch in die-
ser Phase – zunehmend unter psychi-
schen Beeinträchtigungen oder sogar 
Depressionen leiden. Sie kämpfen oft mit 
seelischen Problemen und Hürden beim 
Start in ein eigenständiges Leben.

Hier setzt das Präventionsprojekt 
„Landungsbrücke 2 – Gestärkt in die Zu-
kunft“ an. Es wird maßgeblich finanziert 
von den Gesetzlichen Krankenkassen in 
Hamburg und der Behörde für Gesundheit 
und Verbraucherschutz. Unterstützt wird 
das Modellvorhaben zudem von der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung, 

der Unfallkasse Nord, der Bundes-
agentur für Arbeit und der Behörde für 
Schule und Berufsbildung. Die Hambur-
gische Arbeitsgemeinschaft für Gesund-
heitsförderung setzt das Modellvorhaben 
um. Das Projekt läuft drei Jahre und wird 
wissenschaftlich evaluiert.

Das Modellvorhaben vermittelt 
Fachkräften in Schulen und in der 
Ausbildungsvorbereitung (zum Bei-
spiel Lehrerinnen und Lehrern, Sozial-
pädagoginnen und Sozialpädagogen) 
praxisnahes Fachwissen und Handwerks-
zeug. Dies soll sie noch besser als bisher 
befähigen, die seelische Widerstands-
kraft von jungen Menschen zu unter-
stützen. Damit erhöhen sich die Chancen 
der Jugendlichen auf ein gesundes, selbst-
bestimmtes Leben. Die Förderung des psy-
chischen Wohlbefindens soll langfristig in 
den Strukturen der teilnehmenden Schu-
len verankert werden.

Im Fokus stehen schulpflichtige Jugend-
liche und junge Erwachsene mit und ohne 

Migrationshintergrund in der dualen Aus-
bildungsvorbereitung in Schulen und Be-
trieben (AvDual und AvM-Dual). Die jun-
gen Menschen, meist im Alter zwischen 16 
und 18 Jahren, haben allgemeinbildende 

Schulen ohne Anschlussperspektive ver-
lassen beziehungsweise sind neu zu-
gewandert oder geflüchtet.

Das psychische Wohlbefinden jun-
ger Menschen ist den Krankenkassen in 
der Hansestadt schon seit Jahren ein be-
sonderes Anliegen. Sie haben bereits das 
Projekt „Landungsbrücke“, das Vorgänger-
projekt zu „Landungsbrücke 2“, in dessen 
Laufzeit von 2013 bis 2018 kontinuierlich 
gefördert.  

»Häufig fehlt Jugendlichen 
ein Ansprechpartner, der 
ihnen hilft, mit Rückschlägen 
gut umzugehen.«

IM FOKUS: Jugendliche aus schwierigen sozialen Verhältnissen, die eine Ausbildungsvorbereitung absolvieren

G E S U N D H E I T S F Ö R D E R U N G   

Mit seelischer Stärke Hürden meistern 
Eigene Fähigkeiten zu erkennen – das ist für benachteiligte Jugendliche oft schwierig.  
Mit einem bundesweit einzigartigen Projekt unterstützen Hamburger Akteure psychisches  
Wohlbefinden beim Berufseinstieg 

Das Präventionsgesetz sieht vor, Prä-
vention und Gesundheitsförderung in 
den verschiedenen Lebenswelten der 
Bevölkerung zu stärken. Zu diesen 
Lebenswelten gehören zum Beispiel 
Schulen, der Arbeitsplatz, Kinder-
tageseinrichtungen und Pflegeheime. 
Mit der sogenannten Landesrahmen-
vereinbarung setzen die Akteure in 
den einzelnen Bundesländern die 
Vorgaben des Gesetzes um und be-
rücksichtigen dabei landesspezi-
fische Bedürfnisse. Die Umsetzung 
konkreter Maßnahmen in Hamburg 
steuert ein Koordinierungsgremium 
unter Federführung der Hamburger 
Krankenkassen.
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E
tliche pflegebedürftige Hambur-
gerinnen und Hamburger haben 
in diesen Tagen Post von ihrem 
Pflegedienst oder von ihrem 

Pflegeheim erhalten. Inhalt des Schrei-
bens war häufig die Ankündigung, dass 
die Preise im neuen Jahr erhöht werden 
müssen – oftmals ergänzt mit dem Hin-
weis auf eine neue Ausbildungsumlage. 
Was verbirgt sich dahinter? Mit dem 
Pflegeberufegesetz werden ab Januar 
2020 die Ausbildungen in der Alten- und 
Krankenpflege zusammengeführt – zu 
einem Beruf mit dem Abschluss „Pflege-
fachfrau“ oder „Pflegefachmann“. 

Die Ausbildungsreform gilt als eine 
der zentralen Stellschrauben, um mehr 
Nachwuchs zu gewinnen. Sie soll Pfle-
genden neue Chancen im Beruf eröffnen 
und noch mehr junge Menschen als bisher 
für den Pflegeberuf gewinnen. Es wird er-
wartet, dass 2020 in Hamburg rund 1.300 
junge Männer und Frauen mit der genera-
listischen Ausbildung starten. 

Zur Finanzierung der neuen Aus-
bildung war es notwendig, einen neuen  

Fonds einzurichten: den Ausbildungs-
fonds Pflege Hamburg. Dort einbezahlen 
müssen – jeweils mit festen An-
teilen – die Krankenhäuser, die Pflege-
einrichtungen, das Land Hamburg sowie 
die soziale und die private Pflegever-
sicherung. Das Finanzierungsvolumen für 
das erste Ausbildungsjahr 2020 beläuft 
sich in der Hansestadt auf rund 25,4 Mil-
lionen Euro. Die gesetzliche Krankenver-
sicherung in Hamburg stellt den Kranken-
häusern dafür rund 14,3 Millionen Euro 
zur Refinanzierung bereit. Denn die Kos-
ten, die in den Krankenhäusern für die 
praktische Ausbildung anfallen, werden 
von den Krankenkassen über Zuschläge 
auf die Krankenhausvergütungen gezahlt. 

Heimbewohner zahlen bis zu 42 Euro 
zusätzlich im Monat 

Weitere rund 7,7 Millionen Euro zahlen 
Hamburger Pflegeeinrichtungen in den 
Fonds ein. Die Summe wird den Pflege-
bedürftigen seit diesem Jahr über Zu-
schläge auf ihre Rechnung aufgeschlagen. 
Pflegebedürftige in Hamburger stationä-
ren Einrichtungen zahlen, je nach Haus, 
zwischen rund 9 und 42 Euro im Monat.

In der Altenpflege besteht außer-
dem weiterhin ein von der Hamburgi-
schen Pflegegesellschaft verwalteter 
Fonds, in den alle Pflegeeinrichtungen 
entsprechend ihrer Umsätze aus der 
Pflege einzahlen. Der Fonds sammelt 
die Mittel für die Ausbildung der bis-
herigen Altenpfleger (dreijährige Fach-
ausbildung) und der Gesundheits- und  
Pflegeassistenz (zweijährige Helferaus-
bildung).  

P F L E G E  

Neue Ausbildungsumlage  
für Pflegeberufe
In diesem Monat sind sie gestartet: die neuen „Pflegefachfrauen“  
und „Pflegefachmänner“. Mit ihrer Ausbildung sind Kosten verbunden, 
aber auch die Hoffnung auf eine erhöhte Attraktivität des Berufs

Menschen mit Behinderungen 
werden bis zu dreimal häufi-
ger krank – oft mit schwerem 

Verlauf und längerer Krankheitsdauer. 
Das Projekt GESUND! der Katholischen 
Hochschule für Sozialwesen Berlin und 
des vdek als Projektpartner widmet sich 
der Gesundheitsförderung dieser Men-
schen. Die Idee: Lernbehinderte Be-
schäftigte werden in einem Kurs zu 
„Gesundheitsforschern“ ausgebildet 
und entdecken dabei die Gesundheits-
förderung anhand der Themen Be-
wegung, Ernährung, Umgang mit Krisen-
situationen, Stress und Stellenwert der 
eigenen Gesundheit. Selbstbestimmt 
Einfluss auf die Gesundheit zu nehmen, 
ist die Leitidee des Projektes. Ein wichti-
ger Projektansatz ist deshalb die direkte 
Beteiligung der Zielgruppe. Im Rahmen 
des Projektes GESUND! sind u. a. eine 
Broschüre, ein Buch, Lernmaterialien 
und Videos erschienen. 

Für interessierte Werkstätten aus dem 
ganzen Bundesgebiet gibt es ein Seminar-
angebot, bei dem in die Lernmaterialien 
praktisch eingeführt wird und wichti-
ge Erfahrungen aus dem Projekt weiter-
gegeben werden. Daneben werden Kon-
zepte besprochen, um eigene Aktivitäten 
der Gesundheitsförderung wirkungsvoll 
umsetzen zu können. Anmeldungen für 
Seminare im März und August 2020 sind 
noch bis zum 21. Februar 2020 möglich 
unter www.vdek.com.

G E S U N D H E I T S F O R S C H E R   
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Die Krankenkassen und die Ham-
burgische Krankenhausgesellschaft 
haben sich für das Jahr 2020 auf einen 
Finanzrahmen für Krankenhausbe-
handlungen geeinigt. Danach stellen 
die gesetzlichen Krankenkassen rund 
1,8 Milliarden Euro für stationäre Be-
handlungen in der Hansestadt bereit. 
Grundlage der Planungen ist der so-
genannte Landesbasisfallwert, der in 
diesem Jahr 3.657 Euro beträgt. Erst-
mals ab 2020 werden den Kranken-
häusern darüber hinaus die Kosten für 
das Pflegepersonal gesondert vergütet. 

Legt man den hierfür vor-
gesehenen Finanzierungsrahmen zu-
grunde, erhalten die Hamburger Häu-
ser insgesamt 2,3 Milliarden Euro von 
den Krankenkassen; das ist ein Plus 
von 100 Millionen Euro im Vergleich 
zum Vorjahr. Die zusätzlichen Millio-
nen sind zweckgebunden für die Ver-
sorgung der Patientinnen und Pa-
tienten gedacht – für Investitionen in 
die Krankenhäuser ist weiterhin das 
Bundesland Hamburg zuständig.

Der Landesbasisfallwert ist eine 
zentrale Rechengröße, mit der die Ver-
gütungen von Klinikleistungen eines 
Bundeslands bestimmt werden. Er 
dient der Berechnung einzelner Fall-
pauschalen, also jenem Betrag, der 
beispielsweise für einen Kaiserschnitt 
oder eine Herzoperation den Kranken-
kassen in Rechnung gestellt wird.

Menschen, die in Deutschland 
wegen einvernehmlicher homo-
sexueller Handlungen straf-

rechtlich verfolgt wurden, können 
beim Bundesamt für Justiz mehr Ent-
schädigungsmöglichkeiten in Anspruch 
nehmen als bisher. Dies regelt eine neue 
Richtlinie des Bundesjustizministeriums.

Das Gesetz zur Rehabilitierung der 
nach dem 8. Mai 1945 wegen einvernehm-
licher homosexueller Handlungen ver-
urteilten Personen sieht diese Möglichkeit 
vor. Bislang musste eine rechtskräftige Ver-
urteilung und gegebenenfalls eine erlittene 
Freiheitsentziehung aufgrund §§ 175, 175a 
StGB oder § 151 StGB-DDR nachgewiesen 
werden. Somit konnten Personen, deren 
Verfahren mit Freispruch endete oder ein-
gestellt wurde, nicht entschädigt werden.

Das ändert sich mit der Richtlinie. Sie 
berücksichtigt, dass bereits die Strafver-
folgung aus heutiger Sicht als unvereinbar 
mit dem freiheitlichen Menschenbild des 
Grundgesetzes zu bewerten ist. 

Alle Infos zur Entschädigung sind im 
Internet zu finden (www.bundesjustizamt.
de/rehabilitierung). Das Bundesamt bie-
tet zudem eine telefonische Beratung unter 
der Rufnummer 02 28 / 99 410-40 an.
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Mehr Möglichkeiten 
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2,3 Milliarden Euro 
für Hamburger 
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Krankenkassen sollen ihre Sozial-
wahlen ab 2023 künftig auch on-
line durchführen können. Das 

sieht ein Gesetzentwurf des Bundes-
arbeitsministeriums vor. Im Rahmen 
eines Modellprojekts sollen dies inte-
ressierte Krankenkassen zum nächs-
ten Wahltermin in drei Jahren erproben 
dürfen. Der vdek hatte sich schon lange 
für diese zeitgemäße Form der Stimm-
abgabe stark gemacht. „Wir erwarten, 
dass sich noch mehr Menschen, vor 
allem junge Menschen, an den Sozial-
wahlen beteiligen“, sagte der vdek-Ver-
bandsvorsitzende Uwe Klemens. „Das 
Gesetz kommt gerade noch rechtzeitig, 
um die Onlinewahlen technisch zuver-
lässig und sicher bis 2023 auf die Beine 
zu stellen.“

Die Sozialwahlen finden alle sechs 
Jahre statt. Sie sind die drittgrößte Wahl 
in Deutschland, nach der Bundestags- 
und der Europawahl. Bei dem Votum 
wird die Selbstverwaltung der gesetz-
lichen Kranken-, Renten- und Unfallver-
sicherung bestimmt. Die ehrenamtlichen 
Vertreterinnen und Vertreter der Ver-
sicherten und Arbeitgeber üben in den 
jeweiligen Parlamenten eine Kontroll-
funktion aus und sind an allen wichti-
gen Entscheidungen beteiligt – von der 
Verabschiedung des Haushalts über die 
Wahl des Vorstands bis zur Festlegung 
von vielen Leistungen der Träger.

S E L B S T V E R W A L T U N G   

Online-Sozial-
wahl bei den 
Krankenkassen
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